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Mit der Öffnung der Berliner Mauer am 9. No-

vember 1989, die schließlich am 3. Oktober 1990 

zur Deutschen Einheit führte, wurden zwei 

gänzlich verschiedene Wirtschaftssysteme zu-

sammengeführt – die nahezu vollständig ab-

geschottete DDR-Wirtschaft und der markt-

orientierte Westen. Die zu beobachtenden 

Verschiedenheiten der Wirtschaftsstruktur im 

früheren Bundesgebiet und in den neuen Län-

dern waren dabei geprägt von den historischen, 

systembedingten Gegebenheiten, aber auch 

beeinflusst durch regional vorherrschende 

Standortfaktoren wie beispielsweise Infra-

struktur, Fachkräfteangebot und Marktlage. 

Trotz der fortschreitenden Angleichung der 

sozio ökonomischen und gesamtwirtschaft-

lichen Rahmenbedingungen bestehen auch 

2 Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung zwi-

schen den alten und neuen Bundesländern 

zum Teil noch deutliche wirtschaftsstrukturelle 

Unterschiede.

Wirtschaft im Wandel – Bruttowertschöpfung 

(BWS) und Bruttoinlandsprodukt (BIP) 

Messgrößen für Struktur und Wachstum

Wie hat sich die Wirtschaft innerhalb Deutsch-
lands nach dem Mauerfall mit der Öffnung der 
Märkte und der neuen Mobilität der Arbeitneh-
mer entwickelt? Wie stark haben sich die nach 
der Wiedervereinigung zu beobachtenden deut-
lichen wirtschaftsstrukturellen Unterschiede 
zwischen Ost und West in den vergangenen 
2 Jahrzehnten Deutscher Einheit angeglichen? 
Welche Länder bzw. Regionen bilden in Deutsch-
land die Wachstumszentren? Brachten dabei 
eher die Dienstleistungsbereiche (zum Beispiel 
Handel, Gastgewerbe, Verkehr und Nachrichten-
übermittlung sowie das Kredit- und Versiche-
rungsgewerbe) den Entwicklungsprozess voran 
oder waren eher das Baugewerbe und die 
Indus trie die treibenden Kräfte? 

Ablesen lässt sich die Struktur der Wirtschaft 
und deren Wandel im zeitlichen Verlauf an der 
Entwicklung der nominalen Bruttowertschöp-
fung (BWS) der einzelnen Wirtschaftsbereiche 
(siehe i-Punkt). Die BWS umfasst grundsätzlich 
alle im Produktionsprozess entgeltlich erzeug-

ten Waren und erbrachten Dienstleistungen und 
beschreibt dadurch den Beitrag der Wirtschafts-
bereiche zum Bruttoinlandsprodukt (BIP), der 
gesamten Wirtschaftsleistung einer Region. 
Regionalergebnisse der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen (VGR) publiziert der Ar-
beitskreis VGR der Länder – ein gemeinsames 
Forum aller Statistischen Landesämter. Das 
BIP ist dabei der wichtigste ökonomische Indi-
kator für die regionale wirtschaftliche Entwick-
lung bzw. das regionale Wirtschaftswachstum.

3 Bundesländer stellen gut die Hälfte 

des gesamtdeutschen BIP

Unter den 16 deutschen Bundesländern wiesen 
die nach der Zahl der Einwohner größten Län-
der Nordrhein-Westfalen (17,9 Mill. Einwohner), 
Bayern (12,5 Mill.) und Baden-Württemberg 
(10,7 Mill.) im Jahr 2009 die höchste Wirtschafts-
leistung auf. Der Wert der in diesen 3 Ländern 
insgesamt erstellten Waren und Dienstleistun-
gen, gemessen am Bruttoinlandsprodukt in je-
weiligen Preisen, belief sich in 2009 auf knapp 
1 300 Mrd. Euro. Das ist mehr als die Hälfte 
(54 %) des gesamtdeutschen BIP von insgesamt 
2 407 Mrd. Euro. Ein Größenvergleich: Die Wirt-
schaftsleistung allein des wirtschaftsstärksten 
Bundeslandes Nordrhein-Westfalen entsprach 
2009 mit einem BIP in jeweiligen Preisen von 
knapp 522 Mrd. Euro gut einem Fünftel des 
Bundeswertes oder annähernd dem doppelten 
Wert der Wirtschaftsleistung in Höhe von rund 
282 Mrd. Euro aller neuen Länder (ohne Berlin)1 
zusammen (Tabelle 1).

Insbesondere bei langfristigen Wirtschaftsbe-
trachtungen bietet sich als Vergleichsgröße an-
statt des nominalen eher das frei von Preisein-
flüssen berechnete, sogenannte preisbereinigte 
BIP an, um die tatsächliche mengenmäßige 
Wirtschaftsentwicklung bewerten zu können. 
2009 lag die Wirtschaftsleistung in Deutschland 
insgesamt preisbereinigt um knapp ein Viertel 
höher als 1991. Vor allem in den neuen Ländern 
zeichnete sich dabei innerhalb der letzen 2 Jahr-
zehnte ein kräftiger Aufholprozess ab. Mit einem 
Anstieg des preisbereinigten BIP von 1991 bis 
2009 um über 77 % erzielten sie ein deutlich 
höheres Wachstum als die alten Länder (18 %). 

1 Für die hier betrachteten 
Ost-West-Vergleiche be-
ziehen sich die Angaben 
für die alten Länder auf 
die alten Bundesländer 
einschließlich Berlin und 
für die neuen Länder auf 
die neuen Bundesländer 
ohne Berlin.
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Den stärksten Zuwachs ihrer Wirtschaftsleistung 
ereichten die neuen Länder – auch wegen des 
deutlich niedrigeren Ausgangsniveaus – in den 
ersten 10 Jahren nach der Wiedervereinigung. 
Bereits bis zum Jahr 2000 war ihr preisbereinig-
tes BIP im Durchschnitt um gut 64 % angestie-
gen. Gemessen in jeweiligen Preisen war die 
Wirtschaftsleistung der neuen Länder im Jahr 
2009 mit gut 282 Mrd. Euro mehr als zweiein-
halbmal so hoch als in 1991 (107 Mrd. Euro). 
Der Beitrag der neuen Länder zum gesamt-
deutschen BIP erhöhte sich in diesem Zeit-

raum somit von rund 7 % auf annähernd 12 %. 
Ein aussagefähigerer Vergleich der wirtschaft-
lichen Entwicklung und der Wirtschaftskraft der 
Re gionen wird ermöglicht durch Berechnungen 
auf Pro-Kopf-Basis, das heißt wenn man die 
Absolutwerte des regionalen BIP auf die je-
weilige Bevölkerungszahl beziehungsweise auf 
die Zahl der Erwerbstätigen der Region bezieht.

Bevölkerung – anhaltende Abwanderung 

aus den neuen Ländern

Innerhalb der letzten 2 Jahrzehnte seit der Ein-
heit ergab sich bei den Bevölkerungszahlen in 
den alten Ländern (einschließlich Berlin) und 
den neuen Ländern eine konträre Entwicklung. 
Die mit dem Fall der Mauer 1989 neu gewon-
nene Freiheit der Ostdeutschen führte zu einer 
bis heute anhaltenden Abwanderung der Be-
völkerung in das westliche Bundesgebiet. Be-
vorzugte Ziele sind unter anderem Baden-Würt-
temberg, Bayern, Niedersachsen und Hessen 
vorwiegend wegen ihres attraktiven Arbeits-
marktes. Im Zeitraum von 1991 bis 2009 muss-
ten die neuen Länder einen Bevölkerungsrück-
gang von annähernd 1,7 Mill. Personen oder 
gut 11 % hinnehmen. Ihr Bevölkerungsstand 
ging von gut 14,6 Mill. auf etwas unter 13 Mill. 
zurück. Die höchsten Verluste seit 1991 ergaben 
sich mit fast – 17 % in Sachsen-Anhalt sowie 
mit jeweils rund – 13 % in Mecklenburg-Vor-
pommern und Thüringen. Demgegenüber konn-
ten die alten Länder seit der Wiedervereinigung 
einen Bevölkerungszuwachs um über 3,5 Mill. 
Personen oder gut 5 % auf rund 68,9 Mill. im 
Jahr 2009 verzeichnen. 

Die seit der Einheit zu beobachtende gegen-
läufige Entwicklung bei der Wirtschaftsleistung 
und der Bevölkerungszahl in den neuen Ländern 
– der stete Anstieg des Bruttoinlandsprodukts 
gegenüber der anhaltenden Abwanderung – 
spiegelt sich deutlich bei der Entwicklung der 
Wirtschaftskraft, des Verhältnisses von BIP je 
Einwohner wider.

Regionalgefälle der Wirtschaftskraft 

je Einwohner

Innerhalb Deutschlands besteht ein ausgepräg-
tes Regionalgefälle der Pro-Kopf-Wirtschafts-
leistung. Das auf die jeweilige Einwohnerzahl 
bezogene Bruttoinlandsprodukt 2009 in jewei-
ligen Preisen bewegt sich zwischen den Bundes-
ländern im Vergleich zum gesamtdeutschen 
Durchschnitt in einer Spanne von rund 72 % in 
Mecklenburg-Vorpommern bis 164 % in Ham-
burg. Insbesondere zwischen neuen und alten 
Ländern bestehen nach wie vor unübersehbare 

Bruttowertschöpfung (BWS) 

– Bruttoinlandsprodukt (BIP)

Die Bruttowertschöpfung ist in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) 
ein bedeutendes Aggregat der Entstehungs-
rechnung. Sie wird für einzelne Wirtschafts-
bereiche, Bundesländer sowie für kreis-
freie Städte und Landkreise erstellt. Die 
BWS ist somit ein wichtiger Indikator für 
Politik, Wirtschaft und Wissenschaft bei der 
Analyse und Prognose von Konjunktur, 
Wachstum, Struktur und Entwicklung der 
Gesamtwirtschaft im regionalen Vergleich 
oder der langfristigen strukturellen Ver-
änderung von Wirtschaftsbereichen zu-
einander. Rechnerisch wird die BWS aus 
der Differenz der Produktionswerte und 
der im Produktionsprozess eingesetzten 
Vorleistungen ermittelt. Sie umfasst grund-
sätzlich alle entgeltlich erzeugten Waren 
und Dienstleistungen. Unter Vorleistun gen 
sind dabei zum Beispiel Rohstoffe, Brenn- 
und Treibstoffe und andere Materialien, 
die im Berichtszeitraum verbraucht wurden 
sowie gewerbliche Mieten oder auch Lohn-
kosten für Leiharbeitnehmer zu verstehen. 
Nicht wertschöpfungswirksam im Sinne 
der VGR sind unentgeltliche Tätigkeiten 
wie zum Beispiel Arbeiten im eigenen 
Haushalt oder ehrenamtliche Aktivitäten. 
Die BWS ist bewertet zu Herstellungs-
preisen, das heißt ohne die auf die Güter 
zu zahlenden Steuern (Gütersteuern), aber 
einschließlich der empfangenen Güter-
subventionen. Beim Übergang von der 
BWS aller Wirtschaftsbereiche zum Brutto-
inlandsprodukt (BIP), das zu Marktpreisen 
bewertet wird, sind daher die Nettogüter-
steuern (Gütersteuern abzüglich Güter-
subventionen) hinzuzufügen. Das BIP wird 
in jeweiligen Preisen (nominal) und preis-
bereinigt, das heißt frei von Preiseinflüs-
sen berechnet. Die Veränderungsrate des 
preisbereinigten BIP dient als Messgröße 
für das Wirtschaftswachstum.
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Unterschiede hinsichtlich ihrer Wirtschaftskraft. 
Insgesamt 4 der 16 Bundesländer erzielten 2009 
eine deutlich höhere Wirtschaftsleistung pro 
Kopf als der Durchschnitt Deutschlands. Bayern 
lag knapp 5 000 Euro (17 %) und Hessen gut 
6 300 Euro (21,5 %) über dem Bundeswert. Das 
mit Abstand höchste Bruttoinlandsprodukt je 
Einwohner erreichten allerdings die Stadt-
staaten Hamburg und Bremen. Bremen auf 
Platz 2 mit über 40 500 Euro pro Kopf, gut 
11 100 Euro über dem deutschen Durchschnitt 
und an der Spitze Hamburg mit einer Wirt-
schaftsleistung von gut 48 200 Euro je Ein-
wohner (am Wohnort), immerhin 18 800 Euro 
mehr als im Bundesdurchschnitt. 

Zwar hat sich der Abstand der Ostländer, die 
1991 lediglich rund ein Drittel des BIP pro Kopf 
der Westländer aufwiesen, zwischenzeitlich 
merklich verringert. Mit durchschnittlich knapp 
21 800 Euro je Einwohner lagen die neuen Län-
der im Jahr 2009 jedoch noch rund 30 % unter 
dem Westniveau (30 800 Euro). Die höchste 

Pro-Kopf-Wirtschaftsleistung unter den fünf 
neuen Ländern erreichte im Jahr 2009 Sachsen 
mit gut 22 200 Euro, knapp 76 % des gesamt-
deutschen Durchschnitts (29 400 Euro). Meck-
lenburg-Vorpommern und Brandenburg, ohne 
ausgeprägte Industriestandorte, befanden sich 
mit lediglich rund 21 300 Euro bzw. 21 400 Euro 
je Einwohner – immerhin bis zu 9 600 Euro 
Pro-Kopf weniger als der Durchschnitt der 
alten Bundesländer – am Ende der Rangliste 
(Tabelle 2).

Strukturelle Unterschiede gleichen sich an 

– Dienstleister im Plus

Den weitaus größten Beitrag zur Wirtschafts-
leistung insgesamt stellen die Dienstleistungs-
bereiche. In den alten wie in den neuen Ländern 
erreichten die Dienstleister im Jahr 2009 mit 
insgesamt rund 1 561 Mrd. Euro einen Anteil 
von jeweils mehr als 72 % an der gesamten 
Wertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche. Die 

Land

Bruttowertschöpfung

Brutto-
inlands-
produkt

Land-
und

Forst-
wirtschaft,
Fischerei

Produ-
zierendes
Gewerbe

ohne
Bau-

gewerbe

Bau-
gewerbe

Handel,
Gast-

gewerbe
und

Verkehr

Finan-
zierung, 

Ver-
mietung 

und
Unter-

nehmens-
dienst-
leister

Öffent-
liche
und

private
Dienst-
leister

Insgesamt

Mill. EUR

Baden-Württemberg 2 060 89 525 15 630 49 160 86 408 64 327 307 110 343 736

Bayern 3 471 88 918 17 818 59 350 129 732 84 771 384 060 429 862

Berlin  71 11 231 3 038 11 894 28 275 26 020 80 530 90 134

Brandenburg  804 8 925 2 697 8 739 13 197 13 786 48 149 53 891

Bremen  43 5 056  754 6 350 6 708 4 991 23 902 26 753

Hamburg  127 10 521 1 901 19 210 29 552 15 309 76 620 85 757

Hessen  876 33 842 7 853 37 453 75 142 38 279 193 445 216 515

Mecklenburg-Vorpommern  756 4 176 1 653 6 135 8 255 10 500 31 475 35 229

Niedersachsen 2 869 40 018 9 086 34 403 50 295 47 019 183 689 205 596

Nordrhein-Westfalen 2 651 104 537 17 741 84 629 143 450 113 147 466 154 521 746

Rheinland-Pfalz 1 359 21 660 4 700 15 748 23 913 24 223 91 602 102 526

Saarland  56 6 569 1 187 3 799 7 590 6 576 25 777 28 851

Sachsen  729 17 036 5 816 12 887 23 144 23 349 82 960 92 853

Sachsen-Anhalt  736 10 386 3 016 8 568 9 931 13 358 45 995 51 480

Schleswig-Holstein  926 11 053 2 540 13 546 20 063 17 450 65 578 73 399

Thüringen  517 10 346 2 782 6 342 10 824 12 853 43 664 48 871

Deutschland 18 050 473 800 98 210 378 210 666 480 515 960 2 150 710 2 407 200

Alte Länder einschließlich Berlin 14 509 422 930 82 247 335 540 601 128 442 114 1 898 467 2 124 875

Neue Länder 3 541 50 870 15 963 42 670 65 352 73 846 252 243 282 325

*) In jeweiligen Preisen.

Datenquelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder.

Wirtschaftsleistung*) nach Bundesländern und Wirtschaftsbereichen 2009T1
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Bedeutung des tertiären Sektors ist damit so 
groß wie nie zuvor in Deutschland. In 1991 
waren es mit einem Anteil von rund 62 % noch 
gut 10 Prozentpunkte weniger. 

Zwischen den einzelnen Bundesländern beste-
hen dabei deutliche Unterschiede. Insgesamt 
variierten die Dienstleistungsanteile an der 
BWS im Jahr 2009 in einer Spanne von über 
80 % in den Stadtstaaten Berlin und Hamburg, 
die im Hinblick auf ihre überragende zentral-
örtliche Funktion traditionell einen bedeutenden 
Dienstleistungssektor aufweisen, bis lediglich 
rund 65 % in Baden-Württemberg, dem bundes-
weit industriestärksten Standort. Dabei ist je-
doch zu berücksichtigen, dass besonders von 
technologieintensiven Industriebranchen, die 
in Baden-Württemberg stark vertreten sind, 
zum Teil zahlreiche Dienstleistungsfunktionen 
wie Forschung und Entwicklung selbst erbracht 
werden. Unter den Flächenländern sind Meck-
lenburg-Vorpommern, Hessen und Schleswig-
Holstein am stärksten dienstleistungsorientiert. 
Jeweils knapp vier Fünftel ihrer gesamten Wirt-
schaftsleistung stammen aus den Dienstleis-
tungsbereichen.

Vor allem der Bereich Finanzierung, Vermie-
tung und Unternehmensdienstleister2 hatte 
im früheren Bundesgebiet eine wesentlich 
größere wirtschaftliche Bedeutung als im 
Osten. In den alten Ländern (einschließlich 
Berlin) stellten die Unternehmensdienstleister 
1991 allein knapp ein Viertel der gesamten 
Wertschöpfung. In den neuen Ländern trug 
dieses Dienstleistungssegment im Durch-
schnitt der ersten 3 Jahre3 nach der Einheit 
dagegen nur gut ein Zehntel (13 %) zur BWS 
insgesamt bei.

Unternehmensdienstleister legen kräftig zu

Gerade die Unternehmensdienstleister konnten 
in den vergangenen Jahren besonders stark 
zulegen. In den alten Bundesländern stieg ihr 
Anteil im Jahr 2009 auf annähernd 32 % der 
gesamten Wirtschaftsleistung an. Die Unter-
nehmensdienstleister stellen damit den mit 
Abstand größten Wirtschaftszweig und haben 
die Industrie von ihrer führenden Position 
Anfa ng der 90er-Jahre abgelöst.

In diesem Zusammenhang ist allerdings zu 
beachten, dass sich in 2009 aufgrund der Aus-
wirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise 
– mit dem starken Einbruch der Wertschöpfung 
vor allem im Verarbeitenden Gewerbe – der 
Dienstleistungsanteil an der Wirtschaftsleis tung 
im Vergleich zum Vorjahr entsprechend erhöht 
hat. Insbesondere in industriebetonten Ländern 
wie Baden-Württemberg, Saarland und Rhein-
land-Pfalz sowie in Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen stieg der BWS-Anteil des 
Dienstleistungsbereichs insgesamt 2009 sprung-
haft um etwa 4  bis 6 Prozentpunkte gegenüber 
dem Vorjahr an. 

In den neuen Ländern konnten die Unterneh-
mensdienstleister innerhalb der letzten 2 Jahr-
zehnte einen insgesamt noch höheren Zuwachs 
verbuchen. Seit 1991 hat sich ihr Anteil an der 
BWS mit einem Anstieg um knapp 15 Prozent-
punkte auf annähernd 26 % bis 2009 mehr als 
verdoppelt. Nach den Öffentlichen und privaten 
Dienstleistern mit gut 29 % BWS-Anteil stellen 
die Unternehmensdienstleister 2009 damit 
den zweitstärksten Wirtschaftszweig in den 
neuen Ländern. 

Baugewerbe verliert an Bedeutung

Entsprechend der Bedeutungszunahme der 
Dienstleistungsbereiche verringerten sich in-
nerhalb der letzten Jahre die Wertschöpfungs-
anteile des primären und vor allem des sekun-
dären Sektors. 

Land

Bruttoinlandsprodukt1)

je Erwerbstätigen je Einwohner

1991 2009 1991 2009

EUR

Baden-Württemberg    45 409     61 678     23 430     31 982  

Bayern    43 553     64 650     22 724     34 397  

Berlin    37 875     54 116     18 427     26 265  

Brandenburg    16 450     50 992     7 660     21 422  

Bremen    45 742     68 441     26 838     40 529  

Hamburg    55 232     76 235     33 845     48 229  

Hessen    48 393     69 456     24 419     35 731  

Mecklenburg-Vorpommern    16 905     48 168     7 470     21 264  

Niedersachsen    42 489     55 914     18 890     25 877  

Nordrhein-Westfalen    45 942     60 157     21 184     29 159  

Rheinland-Pfalz    43 749     55 284     19 301     25 511  

Saarland    43 150     56 967     19 231     28 133  

Sachsen    15 940     47 898     7 597     22 228  

Sachsen-Anhalt    15 874     50 965     7 139     21 744  

Schleswig-Holstein    42 307     57 319     19 304     25 935  

Thüringen    13 993     48 112     6 625     21 653  

Deutschland    39 735     59 784     19 186     29 406  

Alte Länder einschließlich Berlin    44 848     61 569     21 841     30 846  

Neue Länder    15 785     49 077     7 330     21 760  

1) In jeweiligen Preisen.

Datenquelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder.

Wirtschaftskraft nach Bundesländern 1991 und 2009T2

2 Kurz „Unternehmens-
dienstleister“

3 Da die VGR-Berechnungen 
in den neuen Bundeslän-
dern insbesondere im 
Startjahr 1991 durch den 
starken Wandel sowie die 
teilweise noch vorhande-
nen Lücken und Unsicher-
heiten in der Datenbasis 
im allgemeinen einen 
etwas größeren relativen 
Schätzfehler aufweisen 
dürften, wird hier als Ver-
gleichsgröße der struktu-
rellen Entwicklung seit An-
fang der 90er-Jahre das 
3-jährige Mittel der Werte 
von 1991 – 1993 herange-
zogen.
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Auf das Produzierende Gewerbe (ohne Bauge-
werbe) entfiel 2009 nur noch ein Anteil von rund 
22 % an der gesamten Wirtschaftsleistung in 
Deutschland, während es im Jahr 1991 mit einem 
Anteil von knapp 31 % noch der bedeutendste 
Wirtschaftsbereich gewesen war. Der in 2009 
überdurchschnittlich hohe Anteilsrückgang um 
mehr als 4 Prozentpunkte – 2008 betrug der 
Anteil des Produzierende Gewerbe (ohne Bau-
gewerbe) noch annähernd 26 % – war vor allem 
dem krisenbedingten Einbruch im Verarbeiten-
den Gewerbe geschuldet. Hier ergab sich ein 
Minus der BWS in jeweiligen Preisen von über 
19 % gegenüber dem Vor jahreswert. 

Während jedoch in den neuen Ländern im 
Zeitraum 1991 bis 2009 vor allem die Bauwirt-
schaft beträchtlich nachgab, verzeichnete in den 
alten Bundesländern insbesondere das Verar-
beitende Gewerbe einen merklichen Anteils-
verlust. Obgleich die nach der Wende erheb-
lich gestiegene Bedeutung des Baugewerbes 
in den Ostländern – Anfang der 90er-Jahre be-
trug der Anteil in den neuen Ländern gut 14 % 
gegenüber knapp 6 % in den alten Bundeslän-
dern – mittlerweile beträchtlich geschrumpft 
ist, hatte die Bauwirtschaft mit 6,3 % im Jahr 

2009 hier noch einen deutlich höheren Anteil 
an der Wirtschaftsleistung als in den alten Län-
dern (4,3 %) (Schaubild 1).

Industrie in den neuen Ländern 

mit stetigem Wachstum

Beim Verarbeitenden Gewerbe zeichnet sich 
zwischen den neuen und alten Ländern dage-
gen eine unterschiedliche Entwicklung ab. Auf-
grund des starken Wandels der bestehenden 
Strukturen im Zuge der Einheit, war die Ost-
industrie durch den Zusammenbruch der staat-
lichen Großbetriebe dramatisch eingebrochen. 
In den vergangenen 20 Jahren hat sich die In-
dustrie in den neuen Ländern neu aufgestellt. 
Ihr Wertschöpfungsanteil ist stetig gestiegen. 
Mit einem Zuwachs ihres Anteils von lediglich 
knapp 12 % Anfang der 90er-Jahre auf rund 
19 % im Jahr 2008 hat die wirtschaftliche Be-
deutung der Industrie in den neuen Ländern 
– bis vor der Krise – um gut ein Drittel zuge-
nommen.

In den alten Bundesländern war der Beitrag 
des Verarbeitenden Gewerbes zur Wirtschafts-

Wirtschaftsstruktur im Wandel – Von der Industrie- zur DienstleistungsgesellschaftS1

Statistisches Landesamt Baden-Württemberg 698 10

1) Bruttowertschöpfung (BWS) in jeweiligen Preisen. – 2) Anteile an der BWS insgesamt.

Datenquelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder.

Leistung1) und Struktur2) der Wirtschaftsbereiche 2009 Veränderung2) 2009 gegenüber 1991
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leistung nach der Wende ungleich größer. Die 
Industrie stellte 1991 mit annähernd 29 % den 
größten Wirtschaftsbereich. Bis Mitte der 90er-
Jahre ging ihr BWS-Anteil dann um rund 
5 Prozentpunkte zurück, stabilisierte sich auf 
einem Niveau von etwa 24 % und brach zuletzt, 
in 2009 krisenbedingt auf knapp 20 % ein. 

Die Spanne beim Wertschöpfungsanteil der 
Industrie zwischen den Ländern betrug 2009 
rund 16 Prozentpunkte. Unter den Flächenlän-
dern weist Mecklenburg-Vorpommern mit rund 
11 % den geringsten BWS-Anteil der Industrie 
auf. Von deutlich größerer wirtschaftlicher Be-
deutung ist das Verarbeitende Gewerbe dem-
gegenüber im Saarland und in Thüringen mit 
gut 23 % bzw. rund 20 % sowie in Baden-Würt-
temberg mit einem Anteil von 27 % an der 
Wirtschaftsleistung des Landes. 

Der Bereich Land- und Forstwirtschaft, Fische-
rei trug 1991 im Länderdurchschnitt noch etwa 
1,4 % zur gesamten Wirtschaftsleistung bei. 
Bis 2009 ging der Anteil auf rund 0,8 % zurück. 
Zwischen den Ländern variiert die Bedeutung 
des Agrarsektors von lediglich 0,1 % bis 0,2 % 
der BWS in den Stadtstaaten, bis zu 2,4 % in 
Mecklenburg-Vorpommern.

Erwerbstätigkeit – gegenläufige Entwicklungen

Die Wirtschaftsleistung in Deutschland von rund 
2 407 Mrd. Euro im Jahre 2009 wurde von jah-
resdurchschnittlich insgesamt knapp 40,3 Mill. 
Erwerbstätigen mit Arbeitsort im Inland er-
bracht. Davon entfielen gut 34,5 Mill. auf die 
alten Länder und knapp 5,8 Mill. auf die neuen 
Länder. Gegenüber dem Jahr zuvor waren dies 
insgesamt lediglich rund 14 000 Personen we-
niger. Trotz des deutlichen Einbruchs der Wirt-
schaftsleistung in 2009 – das preisbereinigte 
Bruttoinlandsprodukt in Deutschland war um 
– 5 % gegenüber dem Vorjahr eingebrochen – 
fiel der Rückgang der Erwerbstätigkeit merk-
lich schwächer aus als befürchtet. Der in 2008 
erreichte bisherige Höchststand der Erwerbs-
tätigenzahl seit der Wiedervereinigung konnte 
somit annähernd gehalten werden. Höhere 
Beschäftigungsverluste wurden vor allem durch 
eine drastische Ausweitung der Kurzarbeit 
sowie den Abbau von Überstunden begrenzt. 

Während in 2009 die alten Länder, hier vor 
allem die Stadtstaaten Berlin und Hamburg, 
mit einem Plus von gut 38 000 Personen sogar 
einen leichten Beschäftigungszuwachs ver-
zeichnen konnten, ging dagegen in den neuen 
Ländern die Erwerbstätigenzahl erneut um 
rund 25 000 Personen oder – 0,4 % zurück. Seit 
der Einheit – mit der neuen Mobilität für die 
ostdeutschen Arbeitnehmer – haben die neuen 
Länder damit insgesamt über 1 Mill. Arbeits-
plätze verloren. Eine gegenläufige Entwicklung 
zeigt sich in den alten Bundesländern. Hier 
stieg die Erwerbstätigkeit von 1991 bis 2009 
– auch durch eine deutliche Ausweitung der 
Teilzeitbeschäftigung – um fast 2,7 Mill. Per-
sonen an. 

Arbeitsproduktivität – Produktivitätsgefälle 

flacht ab

Während der Beschäftigungsstand in Deutsch-
land 2009 relativ stabil blieb, ging die Zahl der 
insgesamt geleisteten Arbeitsstunden gegen-
über dem Vorjahr deutlich zurück. Im Durch-
schnitt aller Wirtschaftsbereiche wurde rund 
2,8 % weniger gearbeitet. Die deutsche Wirt-
schaft hat also in erster Linie mit einer Verrin-
gerung der Arbeitszeit, insbesondere mit Kurz-
arbeit, auf die Folgen der Wirtschaftskrise 
reagiert und weniger mit der Freisetzung von 
Personal.

Dies zeigt auch die Entwicklung der gesamt-
wirtschaftlichen Arbeitsproduktivität. Im Zuge 
der konjunkturellen Abschwächung 2009 ist 
das preisbereinigte BIP je Erwerbstätigen im 
abgelaufenen Jahr erstmals seit 1991 kräftig 

Regionales ProduktivitätsgefälleS2
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1) In jeweiligen Preisen.

Datenquelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder.
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um 4,9 % gesunken. Je Erwerbstätigenstunde 
war der Produktivitätsrückgang gegenüber 
dem Vorjahr mit – 2,2 % aber etwas geringer. 
Die auf die Zahl der Erwerbstätigenstunden 
bezogene Wirtschaftsleistung ist aufgrund der 
zunehmenden Teilzeitarbeit und geringfügigen 
Beschäftigung dabei das aussagekräftigere 
Produktivitätsmaß.

Nach der Wiedervereinigung betrug die Arbeits-
produktivität in den neuen Ländern 1991 ledig-
lich gut ein Drittel des Westniveaus – im Durch-
schnitt der Jahre 1991 bis 1993 knapp die Hälfte. 
Dieser deutliche Abstand bei der Arbeitspro-
duktivität hat sich innerhalb der letzten 2 Jahr-
zehnte maßgeblich verringert. Das Produktivi-
tätsgefälle in Deutschland flacht mehr und mehr 
ab. 2009 bewegte sich das auf die Zahl der Er-
werbstätigen bezogene BIP in jeweiligen Prei-
sen in einer Spanne von gut 76 200 Euro in 
Hamburg bis knapp 47 900 Euro in Sachsen. 
Die Differenz zwischen dem Land mit dem 
höchsten und dem niedrigsten Wert der Pro-
Kopf-Produktivität ist im Vergleich zu 1991, mit 
lediglich knapp 14 000 Euro in Thüringen und 
gut 55 200 Euro je Erwerbstätigen in Hamburg, 
damit von über 41 200 Euro auf allerdings noch 
immer relativ hohe rund 28 300 Euro gesunken 
(Schaubild 2).

Zwar lagen die 5 neuen Länder, gemessen 
am nominalen Bruttoinlandsprodukt je Er-
werbstätigen, 2009 mit durchschnittlich rund 
49 100 Euro noch gut ein Fünftel unter dem 
Niveau der alten Länder (61 600 Euro). Damit 
ist seit 1991 – ausgehend von seinerzeit ledig-
lich rund einem Drittel der „Westproduktivität“ – 
ihr Angleichungsprozess jedoch beträchtlich 
fortgeschritten. Bezogen auf das preisbereinig-
te BIP hat sich die Pro-Kopf-Arbeitsproduktivi-
tät der neuen Länder seit 1991 mehr als ver-
doppelt, während die alten Bundesländer nur 
eine Steigerung von durchschnittlich knapp 
9 % erzielten. Insbesondere im Rahmen von 
regionalen Produktivitätsvergleichen ist zudem 
zu beachten, dass diese partielle, auf den Fak-
tor Arbeit bezogene Produktivitätskennziffer 
unter anderem wesentlich von der Ausstattung 
mit Maschinen und deren Modernitätsgrad 
bestimmt ist.

Regionale Einkommensdisparitäten 

– neue Länder holen auf

Das Verfügbare Einkommen der privaten Haus-
halte in Deutschland erreichte 2008 insgesamt 
rund 1 558 Mrd. Euro. Je Einwohner entsprach 
dies gut 18 970 Euro. Regional bestehen aller-
dings große Unterschiede. So verfügte die Be-
völkerung Hamburgs 2008 mit durchschnittlich 

knapp 23 460 Euro über ein rund 8 500 Euro 
höheres Pro-Kopf-Einkommen als die Bevölke-
rung in Mecklenburg-Vorpommern. 

Das Verfügbare Einkommen entspricht dabei 
dem Betrag, der den Haushalten für Konsum- 
und Sparzwecke zur Verfügung steht und stellt 
damit einen aussagefähigen Indikator für den 
(monetären) Wohlstand dar. Es ergibt sich da-
durch, dass dem Primäreinkommen, also dem 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit und Vermö-
gen, die laufenden Transfers im Rahmen der 
staatlichen Umverteilung wie zum Beispiel 
monetäre Sozialleistungen (Rente, Arbeitslosen-
hilfe, Kindergeld etc.) hinzugefügt und Sozial-
beiträge, Einkommen- und Vermögensteuern 
sowie sonstige Transfers, die von den privaten 
Haushalten zu leisten sind, abgezogen werden 
(Tabelle 3).

Verglichen mit 1991 hat sich die Einkommens-
lage in den neuen Ländern insgesamt zwar 
deutlich verbessert, merkliche Einkommens-
disparitäten bestehen aber nach wie vor. Ein 
spürbarer Ausgleich erfolgt dabei durch die 
Umverteilungseffekte. So erreichten die neuen 
Länder 2008 beim Primäreinkommen je Ein-
wohner mit knapp 15 880 Euro gut zwei Drittel 

Land
1991 2009

EUR

Baden-Württemberg    14 409     20 748  

Bayern    13 733     20 339  

Berlin    12 456     15 736  

Brandenburg    7 568     15 913  

Bremen    16 071     21 068  

Hamburg    16 482     23 455  

Hessen    13 592     19 824  

Mecklenburg-Vorpommern    6 688     14 944  

Niedersachsen    12 759     18 206  

Nordrhein-Westfalen    14 040     19 837  

Rheinland-Pfalz    12 756     18 509  

Saarland    11 430     19 022  

Sachsen    7 231     15 708  

Sachsen-Anhalt    6 914     15 192  

Schleswig-Holstein    13 319     18 446  

Thüringen    7 160     15 297  

Deutschland    12 509     18 974  

Alte Länder einschließlich Berlin    13 710     19 635  

Neue Länder    7 145     15 484  

*) Der privaten Haushalte einschließlich privater Organisati-
onen ohne Erwerbszweck.

Datenquelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nungen der Länder.

Verfügbares Einkommen*) 
je Einwohner nach Bundesländern 
1991 und 2009

T3
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Supermärkten, SB-Warenhäusern und Ver-
brauchermärkten sanken die Umsätze nominal 
um 0,7 % und real um 1,3 %. Im Facheinzel-
handel mit Lebensmitteln lagen die Umsätze 
nominal 1,7 % und real 1,5 % höher als die 
Umsätze im Juni 2009.

Im Einzelhandel mit Nicht-Lebensmitteln lagen 
die Umsätze nominal 7,5 % und real 6,6 % höher 
als im Juni 2009. Für den Zeitraum Januar bis 
Juni 2010 ist gegenüber dem Vergleichszeit-
raum des Jahres 2009 für den Einzelhandel ein 
Umsatzplus von nominal 1,8 % und real 0,7 % 
zu verbuchen.

Im Jahr 2008 hatten die privaten Haushalte in 
Deutschland durchschnittlich ein verfügbares 
Einkommen in Höhe von gut 18 970 Euro je 
Einwohner. Damit verfügten sie nominal über 
ein rund 2,9 % höheres Einkommen als 1 Jahr 
zuvor. Inflationsbereinigt, bei im Jahresdurch-
schnitt 2008 um 2,6 % höheren Verbraucher-
preisen, relativiert sich der Zuwachs jedoch. 
Im Durchschnitt der neuen Länder – mit einem 
Anstieg des Verfügbaren Einkommens in 2008 
um 2,5 % – ergibt sich sogar ein realer Ein-
kommensrückgang. So hatten vor allem die 
Einwohner in Mecklenburg-Vorpommern, 
Brandenburg und Thüringen 2008 real durch-
schnittlich rund 60 bis knapp 80 Euro weniger 
zur Verfügung als im Jahr zuvor (Schaubild 3).

Fazit

Die gesellschaftlichen Lebensverhältnisse und 
die Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 
haben sich in den neuen und alten Ländern in-
nerhalb der vergangenen 2 Jahrzehnte seit der 
Einheit zwar weitgehend angeglichen. Dazu 
haben die umfangreichen vor allem staatlichen 
Investitionen und wirtschaftspolitischen Förder-
maßnahmen – erkennbar unter anderem am 
Aufbau der Infrastruktur, wie Verkehrswegen 
und Kommunikationsnetzen, des Städte- und 
Wohnungsbaus sowie des Bildungswesens bis 
hin zur Errichtung neuer Gewerbegebiete – 
wesentlich beigetragen. Bei den gesamtwirt-
schaftlichen Eckwerten bestehen zwischen Ost 
und West jedoch noch immer teils deutliche 
Unterschiede.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Frank Thalheimer, Telefon 0711/641-26 50,
Frank.Thalheimer@stala.bwl.de

des Niveaus in den alten Bundesländern – 1991 
waren es mit durchschnittlich rund 6 900 Euro 
lediglich knapp 42 %. Beim Verfügbaren Ein-
kommen dagegen näherten sich die neuen Län-
der 2008 mit durchschnittlich etwa 15 480 Euro 
je Einwohner auf knapp vier Fünftel des West-
niveaus an – 1991 waren es mit fast 7 150 Euro 
noch wenig mehr als die Hälfte des Pro-Kopf-
Einkommens der alten Länder. 

kurz notiert ...

Einkommensumverteilung zwischen den LändernS3
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1) Primäreinkommen bzw. Verfügbares Einkommen in jeweiligen Preisen.

Datenquelle: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder.

Einkommen1) der privaten Haushalte je Einwohner 2008
gegenüber Deutschland in %
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Einzelhandelsumsatz im Juni 2010 real 

um 3,5 % gestiegen

Der Einzelhandel in Baden-Württemberg ver-
zeichnete im Juni 2010 gegenüber dem Vor-
jahresmonat ein nominales Umsatzplus von 
4,3 %. Die Umsätze stiegen real, das heißt 
unter Berücksichtigung der Preisentwicklung, 
um 3,5 %. 

Der baden-württembergische Einzelhandel mit 
Lebensmitteln, Getränken und Tabakwaren 
setzte im Juni 2010 nominal 0,9 % und real 1,5 % 
weniger um als im Juni 2009. Auch bei den 


